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IN DIESEM KAPITEL

Privatrecht im Rechtssystem einordnen

Sich im BGB zurecht finden

Rechtssubjekte und Rechtsobjekte kennen

Prinzipien des BGB verstehen

Erfahren, wie man Rechte durchsetzen kann

Ein BGB für alle Fälle

Das im BGB geregelte Privatrecht ist ein, wenn nicht sogar der zentrale Pfeiler unse-
rer Rechtsordnung. Bevor Sie sich daher im Weiteren mit den eigentlichen Inhalten 
dieses Rechtsgebiets befassen, scheint es angebracht, das gesamte Terrain zunächst 

noch etwas genauer abzustecken. Die wichtigsten Fragen lauten insofern:

 ✔ Wie ist unsere Rechtsordnung aufgebaut?

 ✔ Welchen Part übernimmt dabei das Privatrecht?

Wenn Ihnen das klar ist, dann lohnt es sich, noch einen Schritt weiter zu gehen und sich 
damit vertraut zu machen, wie man im BGB den Überblick behalten kann. Das ist – so viel 
sei bereits hier verraten – nicht sonderlich schwer. Das BGB enthält nämlich selbst einige 
gute Navigationshilfen. Quasi nebenbei erfahren Sie in diesem Kapitel übrigens noch etwas 
zu Rechtssubjekten und den Rechtsobjekten, bevor Sie dann zum eigentlichen Fundament 
des BGB gelangen: den tragenden und insoweit prägenden Grundsätzen und Prinzipien. Sie 
vermitteln Ihnen Halt und geben Ihnen einen sicheren Stand, um mit dem Gesetz arbeiten 
zu können. Falls Sie dann noch Lust haben, können Sie noch einen kurzen Abstecher un-
ternehmen und etwas dazu erfahren, wie man hierzulande zu seinem Recht kommen kann.

Mit System: Unsere Rechtsordnung
Ordnung, so heißt es bekanntlich, ist das halbe Leben (wie die andere Hälfte aussieht, sei hier 
einmal dahingestellt). Jedenfalls: Wenn es schon Rechts-»ordnung« heißt, wird man viel-
leicht erwarten dürfen, dass das Recht in irgendeiner Weise geordnet ist. Das ist tatsächlich 
der Fall, wobei es, um hier wieder im Bild des Paragrafendschungels zu bleiben, eigentlich 
sogar drei unterschiedliche Dschungel gibt. Zu unterscheiden ist insoweit nämlich zwischen
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32 TEIL I Recht übersichtlich: Die Grundlagen

 ✔ dem Privatrecht,

 ✔ dem öffentlichen Recht,

 ✔ dem Strafrecht.

Für jeden dieser drei Rechtsbereiche gelten jeweils eigene Rechtsgrundlagen. Zudem unter-
scheiden sie sich inhaltlich deutlich voneinander. Sehen Sie sich dazu zunächst den ersten 
Teilbereich an.

Das Privatrecht
Das Privatrecht (auch bürgerliches Recht oder Zivilrecht genannt) enthält sozusagen Rege-
lungen für die alltäglichen Rechtsfragen. Erinnern Sie sich noch an die Einführung? Bei-
spielsweise an den Kauf eines Kaffees oder Notebooks oder aber an den Mietvertrag über die 
Wohnung? Solche Themen fallen ebenso in den Bereich des Privatrechts wie ein etwaiger 
Schadensersatz für ein ramponiertes Auto, die Verlobung mit der oder dem Liebsten oder 
viele Fragen rund um eine Erbschaft.

So unterschiedlich die Fallkonstellationen im Detail sein mögen, es gibt doch 
Verbindendes. Charakteristisch für dieses Rechtsgebiet ist: Das Privatrecht re-
gelt die Rechtsbeziehungen von Personen, die sich rechtlich auf gleicher Ebe-
ne – man könnte sagen: auf Augenhöhe – begegnen. Das Privatrecht ist also 
durch den Grundsatz der Gleichordnung gekennzeichnet (das unterscheidet es 
vom gleich noch zu behandelnden öffentlichen Recht, das eher durch ein Über- 
und Unterordnungsverhältnis geprägt ist).

Käufer oder Verkäufer haben grundsätzlich die gleichen rechtlichen Möglichkei-
ten, ihre Vertragsbeziehungen zu gestalten. Rechtlich gesehen macht es also erst 
einmal überhaupt keinen Unterschied, ob der Student Peter als Privatmann im 
Laden des Verkäufers Victor eine Packung Kopierpapier einkauft oder aber der 
Kaufmann Konrad gleich einen ganzen Transporter voll. In beiden Fällen handelt 
es sich um einen Kaufvertrag (§ 433 BGB) mit den sich daraus ergebenden recht-
lichen Verpflichtungen für die Vertragsparteien.

Bedenken Sie: Das BGB geht von einer rechtlichen, nicht aber von einer wirtschaftlichen 
oder sonstigen Gleichordnung aus. In der Praxis kommt es natürlich immer wieder vor, dass 
sich beispielsweise (wirtschaftlich) stärkere und (wirtschaftlich) schwächere Personen ge-
genüberstehen und rechtliche Beziehungen eingehen. Teilweise versucht das BGB, etwaigen 
Ungleichgewichten Rechnung zu tragen, indem es beispielsweise Schutzvorschriften für die 
(vermeintlich) schwächere Partei bereithält.

Speziell für Verbraucherverträge und besondere Vertriebsformen sehen die 
§§ 312 ff. BGB zahlreiche Sonderregelungen vor. Wer beispielsweise als Verbrau-
cher an einem Stand in der Fußgängerzone oder in einem Einkaufszentrum ei-
nen Vertrag abschließt, hat regelmäßig ein besonderes Widerrufsrecht (§ 312g 
BGB, siehe Kapitel 4).
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KAPITEL 1 Ein BGB für alle Fälle 33

Als ein sehr umfangreiches Rechtsgebiet lässt sich das Privatrecht noch in zwei Sparten 
 unterteilen, nämlich in das allgemeine Privatrecht und das Sonderprivatrecht. Anschaulich 
wird diese Unterscheidung, wenn Sie sich die jeweiligen Adressaten klar machen:

 ✔ Das allgemeine Privatrecht gilt für jeden. Es enthält Regelungen zu den Grundlagen aller 
privatrechtlichen Verhältnisse (also etwa zu Schuldverhältnissen in Form von Verträ-
gen). Wichtigstes Gesetz ist diesbezüglich das BGB.

 ✔ Das Sonderprivatrecht gilt nur für bestimmte Adressaten. Zum Sonderprivatrecht zählen 
beispielsweise die speziellen handelsrechtlichen Regelungen für Kaufleute, wie sie im 
Handelsgesetzbuch (HGB) geregelt sind. Ebenso ist das Arbeitsrecht ein Sonderprivat-
recht, und zwar in erster Linie ein Schutzrecht für Arbeitnehmer; Regelungen dazu erge-
ben sich teils aus dem BGB (ab § 611 BGB), teils finden sie sich verstreut in verschiede-
nen anderen Gesetzen (so etwa im Bundesurlaubsgesetz, Kündigungsschutzgesetz, 
Mutterschutzgesetz). Das Sonderprivatrecht steht nicht isoliert neben dem allgemeinen 
Privatrecht, sondern es ergänzt oder modifiziert die allgemeinen Regelungen.

Wenn im vorgenannten Beispiel der Kaufmann Konrad das Kopierpapier kauft, 
gelten für ihn als Kaufmann regelmäßig ergänzend die Regelungen des HGB. Da-
nach hat er beispielsweise die Ware unverzüglich zu untersuchen und dem Ver-
käufer etwaige Mängel anzuzeigen. Ansonsten gilt die Ware nämlich als geneh-
migt, was wiederum zur Folge hat, dass er beispielsweise sein Recht verliert, 
fehlerfreies Papier nachzuverlangen. Das ergibt sich aus § 377 Abs. 1 und 2 HGB. 
Student Peter braucht das nicht zu kümmern. Er ist kein Kaufmann, sodass es 
für ihn beim allgemeinen Privatrecht bleibt. Er behält alle Rechte, sollte die ge-
kaufte Ware mangelhaft sein, etwa weil das Papier vergilbt ist. (Nur am Rande: 
Die erwähnten Rechte ergeben sich übrigens aus § 437 BGB. Dabei handelt es sich 
um eine zentrale Regelung bei der Mängelhaftung im Kaufrecht. Mehr zu diesem 
Themenkomplex finden Sie in Kapitel 7).

Wenn Sie sich in diesem Buch also in erster Linie mit dem allgemeinen Privatrecht des BGB 
befassen, legen Sie damit zugleich eine wichtige Grundlage, um später eventuell Bereiche 
des Sonderprivatrechts genauer studieren zu können.

Das öffentliche Recht
Anders als im Privatrecht geht es im öffentlichen Recht nicht um die Rechtsbeziehungen auf 
einer gleichgeordneten Ebene. Im Gegenteil ist für dieses Rechtsgebiet vielmehr regelmäßig 
ein hierarchisches Über- bzw. Unterordnungsverhältnis kennzeichnend. Anschaulich wird 
das vor allem im Verhältnis zwischen Privatpersonen einerseits und Hoheitsträgern (also 
dem Staat sowie seinen Organisationen) andererseits. Zum öffentlichen Recht zählen das 
Staatsrecht (Grundgesetz, Landesverfassungen) sowie das allgemeine und besondere Ver-
waltungsrecht (etwa das Bau-, Polizei- oder Steuerrecht) sowie das Prozessrecht. Die darin 
enthaltenen Regelungen bieten eine Grundlage für das Handeln der Behörden.

Das öffentliche Recht berechtigt bzw. verpflichtet regelmäßig einen Träger der 
öffentlichen Gewalt als solchen (Bund, Länder, Kommunen).
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34 TEIL I Recht übersichtlich: Die Grundlagen

Allerdings ist das öffentliche Recht nicht schon deshalb per se einschlägig, nur weil Ho-
heitsträger betroffen sind. Ebenso gut kann das Privatrecht berührt sein, nämlich dann, 
wenn Hoheitsträger privatrechtlich handeln. Sie sehen: Man muss manchmal schon genau-
er hinschauen …

Die Verwaltung der Stadt Düsseldorf erlässt gegenüber Simon einen Bescheid (Ver-
waltungsakt). Simon hat als Adressat die darin getroffenen Anordnungen zu befol-
gen. Hier ist öffentliches Recht einschlägig. Bestellt eine Kommune Kopierpapier, 
sind hingegen nicht die öffentlich-rechtlichen, sondern die (allgemeinen) privat-
rechtlichen Regelungen des BGB über den Kauf (ab § 433 BGB) heranzuziehen.

Das Strafrecht
Das Strafrecht enthält Gesetze, die festlegen, was eine Straftat ist und welche Konse-
quenzen jemand zu tragen hat, der eine Straftat begeht (Freiheitsstrafe oder Geldstra-
fe). Die wichtigste Grundlage ist das Strafgesetzbuch (StGB). Streng genommen fällt dieses 
Rechtsgebiet eigentlich unter das öffentliche Recht. Aufgrund des sogenannten Strafmono-
pols darf nämlich nur der Staat Strafen verhängen. Allerdings hat sich das Strafrecht in-
zwischen in gewisser Weise als eine eigenständige Rechtsmaterie herausgebildet, die meist 
neben dem Privatrecht und dem öffentlichen Recht als dritter Rechtsbereich genannt wird 
(siehe Abbildung 1.1).

z.B.:
Verwaltungsrecht
Verfassungsrecht

Privatrecht

Rechtssystem

Öffentliches Recht

Allgemeines
Privatrecht

BGB

Sonder-
Privatrecht

z.B.:
Handelsrecht
Arbeitsrecht

Strafrecht

Abbildung 1.1: Rechtssystem im Überblick
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Gewusst wo: Der Aufbau des BGB
Mit seinen zahlreichen Paragrafen ist das BGB auf den ersten Blick alles andere als über-
sichtlich. Umso wichtiger ist es, sich Strategien anzueignen, um den Überblick zu behal-
ten. Wie schafft man das? Keinesfalls indem man die Vorschriften auswendig lernt. Das wäre 
aussichtslos und obendrein völlig überflüssig. Schließlich kann sich im Detail immer mal 
wieder etwas ändern. Der Schlüssel zum Erfolg liegt vielmehr im Verständnis. Unter Juristen 
gibt es insofern eine Redewendung, die Sie sich gleichfalls zu Nutze machen können: »Man 
muss nicht alles wissen, man muss nur wissen, wo es steht!«. Im Hinblick auf das BGB ist 
daran durchaus etwas Wahres. Selbst wenn dort nicht alles in Stein gemeißelt ist, so bleibt 
doch beispielsweise der grundlegende Aufbau des Gesetzes unverändert. Das ist Ihr Einstieg! 
Dazu sollten Sie sich vergegenwärtigen: Anders als es der Titel »Bürgerliches Gesetzbuch« 

Es war einmal …

… so beginnen nicht nur Märchen, sondern so beginnt auch die Geschichte des BGB: 1896 ver-
abschiedet trat es am 1. Januar 1900 in Kraft. Zuvor gab es im damaligen Deutschen Reich ein 
überaus zersplittertes Recht: Teils galt der französische Code Civil von 1804, teils das Preußi-
sche Allgemeine Landrecht von 1794, teils sogar noch der mittelalterliche Sachsenspiegel oder 
ein sonstiges lokales Recht.

Die Wurzeln des BGB selbst reichen sogar noch weiter zurück: Anleihen nimmt es etwa an Tra-
ditionen des überlieferten römischen Rechts, insbesondere am Corpus Iuris Civilis des oströ-
mischen Kaisers Justinian (einem Gesetzbuch, das immerhin aus dem sechsten Jahrhundert 
nach Christus stammt!). Aus diesen und weiteren Rechtsquellen kristallisierten sich im Laufe 
der Zeit Grundsätze heraus, die schließlich in das BGB einflossen und es ganz maßgeblich präg-
ten. Gehalten hat es sich bis heute – über die Kaiserzeit, die Weimarer Republik und die Zeit des 
Nationalsozialismus hinaus (in der DDR galt es ebenfalls bis Mitte der 1970er Jahre). Mit seiner 
inzwischen über 100-jährigen Geschichte mag das BGB also vielleicht etwas betagter sein, zum 
alten Eisen gehört es allerdings noch lange nicht.

Im Kern hat sich dieses Gesetz inhaltlich bewährt – selbst wenn der Gesetzgeber es seit Erlass 
immer wieder geändert, angepasst und inzwischen nicht unerheblich erweitert hat. Eine größe-
re Reform erfolgte zuletzt 2001 mit der sogenannten Schuldrechtsmodernisierung. Mittlerwei-
le sind es vor allem europäische Rechtsentwicklungen, die auf das BGB einwirken. Inzwischen 
sind die zahlreichen Anpassungen und Ergänzungen unüberschaubar. Ein Beleg dafür sind die 
vielen Überarbeitungen und mit Buchstaben gekennzeichnete Paragrafen, die erst nach und 
nach in das BGB aufgenommen wurden. In gewisser Weise erinnert das BGB daher bei genaue-
rem Hinsehen manchmal ein bisschen an einen Flickenteppich.
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36 TEIL I Recht übersichtlich: Die Grundlagen

nahelegt, besteht es nicht nur aus einem, sondern gleich aus mehreren Büchern. Die lassen 
sich im wahrsten Sinne des Wortes an einer Hand abzählen.

Wenn Sie sich dazu das Inhaltsverzeichnis des BGB ansehen, wird die Struktur schnell klar.

1. Buch: Allgemeiner Teil (§§ 1 bis 240 BGB),

2. Buch: Recht der Schuldverhältnisse (§§ 241 bis 853 BGB),

3. Buch: Sachenrecht (§§ 854 bis 1296 BGB),

4. Buch: Familienrecht (§§ 1297 bis 1921 BGB),

5. Buch: Erbrecht (§§ 1922 bis 2385 BGB).

Ist einem diese Aufteilung klar, kann man sich schon ganz gut orientieren: So werden Sie 
Vorschriften zum Familienrecht vermutlich nicht im Sachenrecht suchen und Regelungen 
zu Schuldverhältnissen kaum im Allgemeinen Teil. Oder doch? Na, dann ist es vielleicht an-
gebracht, die jeweiligen Bücher selbst noch etwas genauer unter die Lupe zu nehmen.

Allgemeiner Teil
Die »Erfinder« des BGB hatten seinerzeit das Ziel, ein Gesetz zu konzipieren, welches 
möglichst ohne über das BGB verteilte inhaltliche Wiederholungen – also Doppelregelun-
gen – auskommen sollte. Diesbezüglich nehmen die ersten 240 Paragrafen zum Allgemei-
nen Teil des BGB eine Schlüsselstellung ein. Um Wiederholungen tatsächlich zu vermeiden, 
hat sich der Gesetzgeber eines Tricks bedient: Er hat im Allgemeinen Teil kurzerhand solche 
Vorschriften untergebracht, die für die übrigen vier Bücher gemeinsam gelten. Anders aus-
gedrückt: Im Schuld-, Sachen-, Familien- und Erbrecht finden sich nur noch

 ✔ Ausnahmen sowie Modifikationen zu den im Allgemeinen Teil geregelten Punkten oder 
gegebenenfalls

 ✔ besondere Regelungen für die jeweils dort behandelte Sachmaterie.

Da die gemeinsamen Regelungen also vorangestellt sind, spricht man im Hinblick auf den 
Allgemeinen Teil vom sogenannten Klammerprinzip:

Im Allgemeinen Teil stehen solche Normen, die für die anderen vier Bücher re-
levant sind. Die Vorschriften, die Sie dort finden, sind gewissermaßen »vor die 
Klammer« gezogen.

Die Auswirkungen des Klammerprinzips sind immens, gerade für die Rechtsanwendung: 
Selbst wenn Sie sich noch nicht intensiver mit dem Vertragsrecht befasst haben, werden Sie 
vermutlich dennoch eine (zumindest grobe) Vorstellung davon haben, was ein Vertrag ist. 
Im BGB spielen Verträge eine ganz herausragende Rolle. Sie finden sich über die einzelnen 
Bücher verteilt: Angefangen von den zahlreichen schuldrechtlichen Verträgen (etwa Kauf-
vertrag gemäß § 433 BGB oder Mietvertrag gemäß § 535 BGB) über sachenrechtliche Verträ-
ge (etwa im Rahmen der Übereignung nach § 929 BGB) bis hin zu familien- oder erbrecht-
lichen Verträgen (denken Sie etwa an Ehe- oder Erbverträge). Der Gesetzgeber hätte nun 
jeweils bei den einzelnen Verträgen isoliert beschreiben können, wie solche Verträge zustan-
de kommen. Gerade das hat er aber nicht getan. Stattdessen finden sich gemeinsame Regeln 
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zum Vertrag im Allgemeinen Teil. Sie betreffen beispielsweise die Frage, wie Verträge zu-
stande kommen. Schauen Sie sich insoweit die Vorschriften ab § 145 BGB an. Bei den spe-
ziellen Regelungen zu den jeweiligen Verträgen selbst werden Sie hinsichtlich des wirksa-
men Zustandekommens nichts finden – es sei denn, es gelten Besonderheiten (etwa wenn 
bestimmte Formvorschriften einzuhalten sind, was beispielsweise bei einem Schenkungs-
versprechen der Fall sein kann, das nach § 518 BGB einer notariellen Beurkundung bedarf).

Selbstverständlich beschränkt sich der Allgemeine Teil des BGB nicht nur auf das eben 
 behandelte Zustandekommen von Verträgen. Es sind dort vielmehr ganz unterschiedliche 
Aspekte normiert, die Sie – je nach Bedeutung – in diesem Buch mehr oder weniger aus-
führlich kennenlernen werden. Hier schon einmal ein erster Überblick (lesen Sie dazu übri-
gens ruhig parallel im Inhaltsverzeichnis Ihres BGB mit!). Es geht um

 ✔ Personen (ab § 1 BGB), also grundlegende Angaben zu den Rechtssubjekten (dazu bereits 
gleich mehr in diesem Kapitel),

 ✔ Sachen und Tiere (ab § 90 BGB), also grundlegende Angaben zu Rechtsobjekten (auch 
dazu gleich hier mehr),

 ✔ Rechtsgeschäfte (ab § 104 BGB) als das zentrale Instrument, um rechtliche Beziehungen 
zwischen Personen zu gestalten (dazu ebenfalls gleich ein erster Einstieg; weitere Details 
folgen dann vor allem bei den im zweiten Teil behandelten Schuldverhältnissen),

 ✔ Fristen und Termine (ab § 186 BGB), die in diesem Buch allerdings nur am Rande eine 
Rolle spielen,

 ✔ Verjährung (ab § 194 BGB), die Ihnen im 9. Kapitel noch im Überblick begegnen wird,

 ✔ Ausübung der Rechte, Selbstverteidigung, Selbsthilfe (ab § 226 BGB), die hier allerdings 
nicht eigens behandelt werden.

 ✔ Sicherheitsleistung (ab § 232 BGB), die ebenfalls ausgeklammert bleibt.

Sie können mit diesem Wissen übrigens sogleich einen weiteren Pflock zum Ver-
ständnis einschlagen: So sind aus dem Allgemeinen Teil offenbar nicht alle Vor-
schriften gleichermaßen bedeutsam. Wichtig sind zweifellos die Regelungen 
zu den Rechtsgeschäften! Sie haben dem Herzstück des BGB, der sogenannten 
Rechtsgeschäftslehre, ihren Namen gegeben. Sie wird Ihnen in diesem Buch noch 
mehrfach begegnen.

Schuldrecht
Im zweiten Buch ist in den §§ 241 bis 853 BGB das »Recht der Schuldverhältnisse« gere-
gelt. Üblicherweise wird dieses Buch kurz als Schuldrecht bezeichnet. Diesbezüglich lässt 
sich wiederum differenzieren zwischen

 ✔ dem Allgemeinen Schuldrecht und

 ✔ dem Besonderen Schuldrecht.
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Allgemeines Schuldrecht
Die ersten sieben Abschnitte (also die §§ 241 bis 432 BGB) enthalten Regelungen, die un-
ter dem Stichwort Allgemeines Schuldrecht zusammengefasst werden. Sollten Sie hier ein 
Déjà vu haben (oder einen Aha-Effekt), liegen Sie ganz richtig und haben bereits ein Prin-
zip des BGB erfasst, das sich vielfach widerspiegelt: Im Allgemeinen Schuldrecht finden 
sich ebenfalls Regelungen, die »vor die Klammer« gezogen wurden – hier allerdings nur 
für den Bereich des Schuldrechts, und zwar speziell für die ab § 433 geregelten »einzelnen 
Schuldverhältnisse« (demgegenüber beinhaltet der Allgemeine Teil des BGB umfassende-
re Regelungen für die weiteren Bücher des BGB, also das Sachen-, Familien- und Erbrecht).

Das im zweiten Buch des BGB geregelte Schuldrecht macht sich damit – wie 
schon das BGB mit dem Allgemeinen Teil – die Klammertechnik zunutze.

Hätten Sie eine Idee, was man für einzelne Schuldverhältnisse ganz allgemein vorab regeln 
sollte, könnte oder müsste? Der Gesetzgeber hat folgenden Regelungsbedarf gesehen:

 ✔ Inhalt der Schuldverhältnisse (ab § 241 BGB)

 ✔ Allgemeine Geschäftsbedingungen (ab § 305 BGB)

 ✔ Schuldverhältnisse aus Verträgen (ab § 311 BGB)

 ✔ Erlöschen von Schuldverhältnissen (ab § 362 BGB)

 ✔ Übertragung einer Forderung (ab § 398 BGB)

 ✔ Schuldübernahme (ab § 414 BGB)

 ✔ Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern (ab § 420 BGB)

Wenn Sie Zeit und Interesse haben, vergleichen Sie doch die Punkte einmal mit dem In-
haltsverzeichnis dieses Buches. Entdecken Sie Berührungspunkte?

Besonderes Schuldrecht
An das Allgemeine Schuldrecht schließen sich, wie schon erwähnt, in den §§ 433 bis 853 
BGB Vorschriften zu einzelnen Schuldverhältnissen an. Das lässt sich unschwer der Über-
schrift zum achten Abschnitt entnehmen. Man nennt diesen Teil das Besondere Schuldrecht. 
Der Gesetzgeber hat dort einzelne Arten von Schuldverhältnissen aufgelistet (und das sind 
nicht wenige – fast so wie an einer Perlenschnur): Es beginnt mit dem Kauf (ab § 433 BGB) 
und endet mit den unerlaubten Handlungen (ab § 823 BGB). Die einzelnen Schuldverhält-
nisse lassen sich dabei in zwei Kategorien einordnen, und zwar in

 ✔ Vertragliche Schuldverhältnisse. Sie entstehen auf Basis einer rechtsgeschäftlichen Ei-
nigung zwischen den Parteien (eben dem Vertrag). Der Gesetzgeber hat insoweit im BGB 
einige häufig vorkommende Vertragstypen mit ihren jeweiligen charakteristischen Be-
sonderheiten geregelt. Ihnen vermutlich geläufige Beispiele sind der Kauf (ab § 433 
BGB), das Darlehen (ab § 488 BGB), die Schenkung (ab § 516 BGB), der Mietvertrag (ab § 
535 BGB) oder die Leihe (ab § 598 BGB). Etwas weniger geläufiger sind Ihnen vielleicht 
der Dienstvertrag, der letztlich die Grundlage des Arbeitsvertrags darstellt (ab § 611 
BGB), der Werkvertrag, wenn jemand ein Werk errichtet (ab § 631 BGB), oder der 
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Gesellschaftsvertrag als Zusammenschluss mehrerer Personen (ab § 705 BGB) und viele 
weitere mehr. Genaueres zu den vertraglichen Schuldverhältnissen finden Sie übrigens 
in den folgenden Kapiteln.

 ✔ Gesetzliche Schuldverhältnisse. Sie entstehen allein dadurch, dass die gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllt werden; eine vertragliche Beziehung zwischen den Parteien 
gibt es nicht. Beispiele sind insoweit die Geschäftsführung ohne Auftrag (ab § 677 BGB), 
die ungerechtfertigte Bereicherung (ab § 812 BGB) und die unerlaubte Handlung (ab § 
823 BGB). Die gesetzlichen Schuldverhältnisse lernen Sie genauer in Kapitel 8 kennen.

Übrigens lässt sich hier schon wieder ein charakteristisches Merkmal für das Schuldrecht 
festhalten:

Kennzeichnend für das Schuldrecht ist nämlich, dass die daraus resultierenden 
Rechtsbeziehungen lediglich zwischen den beteiligten Personen wirken (soge-
nannte relative Rechte). Insofern unterscheidet sich das Schuldrecht von den im 
dritten Buch geregelten sachenrechtlichen Rechten (zum Beispiel Eigentum oder 
Besitz); sie sind von jedem zu beachten (sogenannte absolute Rechte).

Sachenrecht
Bei dem im dritten Buch in den §§ 854 bis 1296 BGB geregelten Sachenrecht stehen im Un-
terschied zum Schuldrecht nicht die Rechtsbeziehungen zwischen Personen im Mittelpunkt. 
Vielmehr geht es um die rechtlichen Beziehungen zwischen Personen und Sachen. Das gilt 
für bewegliche Sachen (Mobilien) ebenso wie für Grundstücke (Immobilien). Sie können 
sich den Regelungsbereich des Sachenrechts gut einprägen, wenn Sie auf eine vielfach ge-
bräuchliche Unterscheidung abstellen, die sich an folgenden Eckpunkten orientiert: Das Sa-
chenrecht enthält

 ✔ Regelungen, die den sachenrechtlichen Ausgangszustand betreffen (beispielsweise die 
Befugnisse des Eigentümers einer Sache), sowie

 ✔ Regelungen, die auf den sachenrechtlichen Ausgangszustand einwirken und ihn ändern 
(beispielsweise die Übertragung von Eigentum).

Neben dem Eigentum und den daraus resultierenden Befugnissen als dem um-
fassendsten dinglichen Recht sind im Sachenrecht zudem die sogenannten be-
schränkt dinglichen Rechte geregelt. Sie geben dem jeweiligen Inhaber die 
Möglichkeit, eine Sache zu nutzen oder zu verwerten. Beispiele dafür sind die 
Hypothek (ab § 1113 BGB) oder die Grundschuld (ab § 1191 BGB). Mehr zu diesen 
und weiteren Sicherungsrechten erfahren Sie in Kapitel 11.

Familienrecht
Das als »Familienrecht« bezeichnete vierte Buch enthält in den §§ 1297 bis 1921 BGB Rege-
lungen zu den durch Ehe (ab § 1297 BGB) und Verwandtschaft (ab § 1589 BGB) miteinander 
verbundenen Personen. Des Weiteren finden Sie dort Vorschriften zu rechtlichen Beziehun-
gen außerhalb von Ehe und Verwandtschaft speziell durch Vormundschaft, Betreuung und 
Pflegschaft (ab § 1773 BGB). Da das Familienrecht in der Ausbildung nicht ganz so wichtig 
ist wie die zuerst genannten Bücher, wird es hier lediglich in Grundzügen vorgestellt.
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Erbrecht
Auch das Erbrecht spielt in der Ausbildung meist nur am Rande eine Rolle, weshalb es hier 
ebenfalls nur im Überblick behandelt wird. Sie finden Regelungen dazu im fünften Buch in 
den §§ 1922 bis 2385 BGB. Das Erbrecht regelt die vermögensrechtlichen Folgen, die mit 
dem Tod eines Menschen verbunden sind. Zentrale Aspekte sind hier unter anderem die 
Erbfolge (ab § 1922 BGB) sowie die rechtliche Stellung des Erben (ab § 1942 BGB).

In Abbildung 1.2 sehen Sie eine Übersicht zu den fünf Büchern des BGB.

Sie wissen nunmehr, wie das BGB aufgebaut ist, und haben außerdem eine erste Vorstellung 
davon, was in den einzelnen Büchern des BGB jeweils geregelt ist. Damit können Sie bereits 
gezielter auf den einen oder anderen Aspekt zusteuern. Doch wo Sie schon einmal hier sind, 
nehmen Sie sich noch etwas Zeit und erfahren Sie gleich mehr zu ein paar weiteren grund-
legenden Eckpunkten. Dabei geht es zunächst um Rechtssubjekte und Rechtsobjekte.

Gewusst wer und was:  
Rechtssubjekte und Rechtsobjekte

Personen als Rechtssubjekte
An mehreren Stellen war bereits von »Personen« die Rede. Sie können beispielsweise 
Rechtsgeschäfte (insbesondere Verträge) abschließen oder Eigentümer sein. Aber was sind 
»Personen« eigentlich rechtlich gesehen? Und wo würden Sie – nachdem Sie jetzt schon 
den Aufbau des BGB kennen – gegebenenfalls suchen? Wenn Ihnen dazu der Allgemeine Teil 
des BGB einfällt, liegen Sie vollkommen richtig. Die einschlägigen Regelungen finden sich 
gleich im ersten Abschnitt (ab § 1 BGB). Zu differenzieren ist insoweit zwischen

 ✔ natürlichen Personen und

 ✔ juristischen Personen.

Das Privatrecht gilt für beide, für die natürlichen Personen ebenso wie für die juristischen 
Personen. Bei beiden handelt es sich um sogenannte Rechtssubjekte. Das Wichtige dabei: 
Solche Rechtssubjekte sind rechtsfähig.

BGB

AT
§§ 1 – 240

BGB

SchuldR
§§ 241 – 853

BGB

SachenR
§§ 854 – 1296

BGB

FamR
§§ 1297 – 1921

BGB

ErbR
§§ 1922 – 2385

BGB

Abbildung 1.2: BGB im Überblick
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Rechtsfähigkeit ist die Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflichten zu sein.

Natürliche Personen
Bei dem Begriff »Personen« werden Sie vermutlich zunächst an Menschen denken wie »du 
und ich«. Das sind die sogenannten natürlichen Personen. Sie sind – unabhängig vom Ge-
schlecht, der Herkunft oder der Staatsangehörigkeit – mit Vollendung der Geburt rechtsfä-
hig (§ 1 BGB). Eine Geburt ist übrigens vollendet, sobald das lebende Kind auf der Welt ist. 
Die Rechtsfähigkeit endet mit dem Tod. Maßgeblich ist dabei allerdings nicht der Herz- oder 
Atemstillstand, sondern infolge der Weiterentwicklung der Medizintechnik das Erlöschen 
der Gehirnfunktionen (Hirntod).

Von der Rechtsfähigkeit abzugrenzen ist insbesondere die Geschäftsfähigkeit als 
die Fähigkeit, selbst wirksam Rechtsgeschäfte vornehmen zu können. Dazu gibt 
es spezielle Regelungen ab § 104 BGB. Darüber hinaus gibt es noch die Deliktsfä-
higkeit. Dabei geht es darum, wer für eine unerlaubte Handlung nach §§ 823 ff. 
BGB verantwortlich ist. Dazu enthalten die §§ 827, 828 eigens Regelungen (sie-
he Kapitel 8).

Juristische Personen
Neben den natürlichen Personen kennt das BGB die juristischen Personen. Sie sind eben-
falls rechtsfähig und können insoweit am Rechtsverkehr teilnehmen, das heißt, ebenso wie 
Menschen können sie zum Beispiel Beteiligte eines Kaufvertrags sein oder Eigentum haben. 
Regelungen zu den juristischen Personen finden sich ab § 21 BGB. Sie beziehen sich ins-
besondere auf die rechtsfähigen Vereine. Allerdings gibt es juristische Personen nicht von 
Natur aus. Sie entstehen vielmehr erst auf Grundlage eines Gesetzes. Von weitaus größerer 
Bedeutung als die Vereine sind dabei die außerhalb des BGB in anderen Gesetzen geregel-
ten juristischen Personen. Dazu zählen Gesellschaften wie die Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung (kurz: GmbH) nach dem GmbH-Gesetz oder die Aktiengesellschaft (kurz: AG) 
nach dem Aktiengesetz. Keine juristische Person ist dagegen die im BGB geregelte Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (kurz: GbR). Sie ist jedoch in einem gewissen Umfang anerkann-
termaßen teilrechtsfähig.

Juristische Personen des Privatrechts erlangen Rechtsfähigkeit mit Eintrag in 
das Vereinsregister (beim Verein) oder in das Handelsregister (bei der GmbH 
oder AG). Die Rechtsfähigkeit endet gegebenenfalls mit der Abwicklung und 
 Auflösung der Gesellschaft (Liquidation).

Nicht nur Peter als natürliche Person kann also Vertragspartner eines Kauf-, 
Miet- oder sonstigen Vertrags sein, sondern ebenso eine GmbH oder eine AG 
(wenn Sie sich jetzt allerdings fragen, wie denn bitte schön eine GmbH Ver-
tragspartner werden kann, haben Sie entweder die Möglichkeit, sich noch et-
was zu gedulden, oder sich schon einmal unter dem Stichwort »Vertretung« in 
 Kapitel 4 selbst schlau zu machen).
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Gegenstände als Rechtsobjekte
Während die Rechtssubjekte selbst Träger von Rechten und Pflichten sind, sind Rechtsob-
jekte Gegenstände, auf die sich solche Rechte und Pflichten beziehen können. Der Begriff 
»Gegenstand« selbst ist gesetzlich nicht definiert. Er ist weit zu fassen und enthält alles, 
was Objekt von Rechten sein kann. Unterteilen lässt sich der Oberbegriff »Gegenstand« in

 ✔ körperliche Gegenstände,

 ✔ nicht körperliche Gegenstände.

Körperliche Gegenstände
Wie sich aus § 90 BGB ergibt, handelt es sich bei einem körperlichen Gegenstand um eine 
Sache. Sachen sind von herausragender Bedeutung: Sie lassen sich (schuldrechtlich) kau-
fen und verkaufen, verleihen, vermieten, verschenken und anderes mehr. Man kann Sachen 
(sachenrechtlich) besitzen und/oder Eigentum daran haben und (erbrechtlich) einem ande-
ren zukommen lassen. Sachen spielen also in unterschiedlichen Büchern des BGB eine Rolle.

Ein körperlicher Gegenstand ist jede räumlich abgrenzbare Materie – unabhängig 
von deren Aggregatzustand (feste, flüssige oder gasförmige Materie).

Nicht zu den Sachen gehören allerdings Tiere. Das stellt § 90a BGB ausdrücklich klar. Die-
se Regelung betont die Bedeutung von Tieren als Mitgeschöpfe, die damit von den Sachen 
zu unterscheiden sind. Im Kern ist das indes eher »Kosmetik«, denn rechtlich sind Tiere 
wie Sachen zu behandeln. Sie können also problemlos einen Kaufvertrag abschließen, der 
einen Hund oder ein Pferd zum Gegenstand hat, und entsprechend der sachenrechtlichen 
Vorschriften je nachdem auch das Eigentum an den Tieren übertragen oder übertragen be-
kommen.

Des Weiteren können Sie differenzieren zwischen

 ✔ beweglichen Sachen (auch Mobilien genannt),

 ✔ unbeweglichen Sachen (auch Immobilien genannt).

Zu den beweglichen Sachen zählen Gegenstände, die durch eigene körperliche Begrenzung 
(etwa ein Buch) oder durch Behältnisse (etwa Gas oder Wasser in Flaschen) umrissen sind. 
Unbewegliche Sachen wie Grundstücke werden durch künstliche Mittel wie Grenzsteine 
oder das Einzeichnen in Karten umgrenzt. Keine Sache im Sinne des BGB ist dagegen das 
Licht oder elektrische Energie.

Ein Rätsel zum Abschluss? Was hat zwar einen Körper, ist aber gleichwohl keine Sache und 
damit kein Gegenstand? Die Antwort: der Mensch. Argumentieren lässt sich das damit, dass 
der Mensch bereits Subjekt von Rechten ist und damit nicht zugleich Objekt von Rechten 
sein kann.
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Nicht körperliche Gegenstände
Gegenstände können zudem nicht-körperlicher Natur sein. Dazu zählen

 ✔ Forderungen (etwa die Kaufpreisforderung des Verkäufers gegen den Käufer),

 ✔ Rechte (etwa das Eigentumsrecht des Eigentümers).

Gewusst wie: Einige Prinzipien 
und Grundsätze
Setzen Sie nun noch einen drauf! Wenn man dem Geheimnis des BGB auf die Schliche kom-
men möchte, dann ist es ganz hilfreich, sich ein paar Prinzipien und Grundsätze zu verge-
genwärtigen. Oder um hier das bekannte Allroundtalent (der übrigens auch Jurist war) Jo-
hann Wolfgang von Goethe frei zu zitieren: Es geht zwar nicht um die Welt, aber doch darum 
zu erkennen, was das BGB im Innersten zusammenhält. Sind Sie mit den Grundsätzen und 
Prinzipien vertraut, haben Sie zugleich einen weiteren Schlüssel zur Hand, um das BGB als 
»Landkarte« lesen zu können. Im Einzelnen geht es um

Der feine Unterschied

Man kann bei Sachen sogar noch weiter unterscheiden, beispielsweise zwischen vertretbaren 
bzw. unvertretbaren Sachen (siehe insoweit § 91 BGB). Erstere werden im Rechtsverkehr nach 
Zahl, Maß und Gewicht bestimmt; bei ihnen kommt es nicht darauf an, ob sie individualisiert 
sind (Beispiele dafür sind Geld oder Waren aus Serienanfertigungen wie Möbel). Unvertretbar 
sind hingegen alle Sachen, die als solche individuell bestimmt sind. Dazu gehören neben Grund-
stücken und Wohnungen beispielsweise auch speziell angefertigte Einbauküchen.

Sachen können zudem auf unterschiedliche Weise miteinander verbunden sein. Insoweit lässt 
sich noch weiter differenzieren zwischen

 ✔ wesentlichen Bestandteilen bei beweglichen Sachen (§ 93 BGB) oder bei unbewegli-
chen Sachen (§ 94 BGB). Um einen wesentlichen Bestandteil einer Sache handelt es 
sich, wenn zwischen beiden Teilen der Sache eine so erhebliche Verbindung existiert, 
dass mit einer Trennung einzelne Teile beschädigt oder unbrauchbar würden. Kenn-
zeichnend ist, dass sie fest miteinander verbunden sind. Bei der Lackierung eines 
Schranks träfe das zu, nicht aber beim Motor eines Autos. Bei Letzterem handelt es sich 
(so wichtig er ist) rechtlich gesehen um ein einfaches Bestandteil.

 ✔ Zubehör (§ 97 BGB) sind die beweglichen Sachen, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
Hauptsache dienen sollen und keine Bestandteile der Hauptsache sind (Beispiel: das 
Netzkabel eines Notebooks).
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 ✔ die Privatautonomie,

 ✔ die Rechtsgeschäftslehre,

 ✔ das Trennungsprinzip,

 ✔ das Abstraktionsprinzip,

 ✔ das Spezialitätsprinzip.

Die Privatautonomie
Das Privatrecht ist vom Grundsatz der Privatautonomie geprägt. Was bedeutet das? Ganz 
einfach: Jeder Einzelne ist frei (also autonom) darin, ohne staatliche Bevormundung seine 
Angelegenheiten selbst zu regeln – vorausgesetzt, man bewegt sich im Rahmen der Rechts-
ordnung. Jeder kann also grundsätzlich frei entscheiden, wie er seine Rechtsangelegenhei-
ten regeln möchte (das gilt jedenfalls so lange, wie nicht ausnahmsweise dieses Recht ein-
geschränkt ist, weil das BGB zwingende Regelungen vorsieht). Eine besondere Ausprägung 
dieser Privatautonomie betrifft die sogenannte Vertragsfreiheit. Sie lässt sich wiederum un-
terteilen in die Abschlussfreiheit und Inhaltsfreiheit.

 ✔ Abschlussfreiheit: Die Parteien können regelmäßig frei darüber entscheiden, ob sie 
überhaupt einen Vertrag abschließen wollen und mit wem. Diese Freiheit ist nur in we-
nigen Ausnahmefällen beschränkt. Dann kann ein Abschlusszwang (sogenannter Kon-
trahierungszwang) bestehen (wie das beispielsweise bei der Versorgung mit Strom, Gas 
oder Wasser der Fall sein kann).

 ✔ Inhaltsfreiheit (auch: Gestaltungsfreiheit): Die Parteien können zudem frei darüber ent-
scheiden, mit welchem Inhalt sie einen Vertrag schließen. In diese Freiheit wird eben-
falls nur ausnahmsweise eingegriffen, etwa wenn es sich um ein sittenwidriges Rechts-
geschäft handelt (siehe § 138 BGB).

Peter möchte seinen Wagen verkaufen. Er kann sich aussuchen, mit wem er ei-
nen Kaufvertrag schließen möchte, und er kann mit dem Vertragspartner die 
einzelnen Verkaufsmodalitäten aushandeln.

Im Grunde ist das BGB damit ein Freiheitsrecht, das auf der Vorstellung basiert, dass die am 
Rechtsverkehr teilnehmenden Personen rechtlich gleichgestellt sind. Das wichtigste Instru-
ment, um die Privatautonomie zu verwirklichen, ist das Rechtsgeschäft und damit verbun-
den die sogenannte Rechtsgeschäftslehre.

Die Rechtsgeschäftslehre
Die Privatautonomie und als deren Ausprägung die Vertragsfreiheit spiegeln sich nirgendwo 
besser wider als in der sogenannten Rechtsgeschäftslehre. Sie stellt einen weiteren tragenden 
Pfeiler des BGB dar. Damit bildet sie zugleich einen Schwerpunkt dieses Buches. Der Grund-
gedanke ist dabei, dass Rechtsverhältnisse durch Rechtsgeschäfte gestaltet werden. Dabei 
können die an einem Rechtsgeschäft beteiligten Personen die Rechtslage grundsätzlich so 
gestalten, wie sie das wollen. Apropos »wollen«: Das ist genau das, woraus Rechtsgeschäf-
te bestehen – aus Willenserklärungen (Sie werden dieses zentrale rechtliche »Instrument« 

Niedostadek715664_c01.indd   44 1/25/2019   8:05:46 AM



KAPITEL 1 Ein BGB für alle Fälle 45

noch genauer kennenlernen, Sie sollten sich den Begriff hier aber schon einmal merken). 
Legt man das zugrunde, gibt es

 ✔ einseitige Rechtsgeschäfte. Hier tritt die gewollte Rechtsfolge bereits mit der Wirksam-
keit einer Willenserklärung ein. Beispiele dafür, die Sie im Einzelnen noch kennenlernen 
werden, sind die Anfechtung (§ 142 BGB), die Kündigung (etwa eines Mietverhältnisses, 
§ 542 BGB), der Rücktritt (etwa von einem Kaufvertrag, §§ 437 Nr. 2, 440 BGB) oder die 
Erbeinsetzung mittels Testament (§ 1937 BGB).

 ✔ zwei- (oder mehr)seitige Rechtsgeschäfte. Hier tritt die gewollte Rechtsfolge erst mit 
der Wirksamkeit von mindestens zwei Willenserklärungen ein. Beispiele: alle Arten von 
Verträgen.

Erklärt Peter beispielsweise, dass er ein BGB für Dummies kaufen möchte (eine 
solche Willenserklärung zum Abschluss eines Vertrags bezeichnet man übrigens 
als Antrag oder Angebot) und erklärt sich der Buchhändler damit einverstanden 
(gibt er also ebenfalls eine Willenserklärung ab, die sogenannte Annahme), ist 
das Rechtsgeschäft in Form eines Kaufvertrags perfekt. So einfach ist das.

Mit der Privatautonomie und insbesondere der Rechtsgeschäftslehre haben Sie bereits zen-
trale Grundlagen des BGB kennengelernt. Sie haben damit einen ersten roten Faden aufge-
griffen, um sich im BGB zurechtzufinden. Verfolgen Sie den roten Faden nun noch etwas 
weiter. Denn bei den Rechtsgeschäften ist noch zu differenzieren zwischen

 ✔ Verpflichtungsgeschäften und

 ✔ Verfügungsgeschäften.

Das Verpflichtungsgeschäft
Den Begriff Verpflichtungsgeschäft (oder Verpflichtungsvertrag) dürfen Sie wörtlich neh-
men: Hier verpflichtet sich jemand gegenüber einem anderen dazu, eine Leistung zu er-
bringen. Eine solche Pflicht ergibt sich regelmäßig aus einem schuldrechtlichen Vertrag. Sie 
glauben das nicht? Sehen Sie sich einmal folgende Paragrafen an: § 433 BGB (Kaufvertrag), 
§ 535 BGB (Mietvertrag), § 611 BGB (Dienstvertrag), § 631 BGB (Werkvertrag). Das sind nur 
einige Beispiele, aber fällt Ihnen hier etwas auf? Zugegeben: In den Details unterscheiden 
sich die Vorschriften deutlich voneinander, dennoch gibt es Verbindendes. Wenn Sie einen 
Blick in das BGB werfen, fällt Ihnen auf, dass sich in allen Paragrafen das Wort »verpflich-
tet« findet. Es handelt sich insoweit also um »Verpflichtungsgeschäfte«. Die Parteien ver-
pflichten sich dazu, die jeweils vorgesehene Leistung zu erbringen. Oder um es etwas anders 
zu formulieren: Hier wird der »Fahrplan« dazu verabredet, was im Weiteren passieren soll.

Bei einem Kaufvertrag verspricht der Verkäufer, die Sache zu übergeben und Ei-
gentum daran zu verschaffen (siehe § 433 Abs. 1 BGB). Der Käufer seinerseits  
verpflichtet sich, den Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen 
(siehe § 433 Abs. 2 BGB).

Verpflichtungen können zwar auch einseitig sein (denken Sie etwa an eine Schenkung, § 516 
BGB), vielfach beruhen sie aber auf Gegenseitigkeit, sind also zweiseitige Rechtsgeschäf-
te. Speziell bei zweiseitigen Verpflichtungsverträgen merken Sie sich bitte noch Folgendes:
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Stehen die vertraglichen Leistungspflichten (auch Hauptleistungspflichten ge-
nannt) in einem Gegenseitigkeits- oder Austauschverhältnis, spricht man von 
einem Synallagma. Die eine Vertragspartei leistet, um die Gegenleistung zu er-
halten, und umgekehrt. Oder wie schon die alten Römer zu sagen pflegten: »do 
ut des« – ich gebe, damit du gibst.

Das synallagmatische Leistungsverhältnis lässt sich wiederum gut am Kaufver-
trag veranschaulichen. Sie hatten ja schon gesehen: Der Verkäufer verpflichtet 
sich dazu, die Kaufsache zu übergeben und dem Käufer das Eigentum daran zu 
verschaffen, gerade weil sich umgekehrt der Käufer seinerseits verpflichtet, den 
Kaufpreis zu zahlen (die Abnahme steht regelmäßig nicht im Synallagma, han-
delt es sich doch insofern regelmäßig um eine Nebenleistungspflicht!). Ähnli-
ches gilt für andere Schuldverhältnisse wie Miet-, Dienst-, Werk- oder sonsti-
ge Verträge.

Nun ist die Verpflichtung zu einer Leistung aber nur die eine Seite der Medaille. Damit die Par-
teien das bekommen, was vereinbart ist, muss der jeweils Verpflichtete auf der anderen Seite 
der Verpflichtung nachkommen: Er muss sie erfüllen. Um wieder beim Beispiel des Kaufs zu 
bleiben: Geht es um den Verkauf einer Sache und soll die in § 433 Abs. 1 BGB normierte Pflicht 
erfüllt werden, die Eigentumsverhältnisse zu ändern und das Eigentum zu übertragen, dann 
bedarf es noch eines weiteren Geschäfts: Das ist das sogenannte Verfügungsgeschäft.

Das Verfügungsgeschäft
Ein Verfügungsgeschäft (oder auch Verfügungsvertrag) wird regelmäßig abgeschlossen, um 
die aus einem zugrunde liegenden Verpflichtungsgeschäft resultierenden Verbindlichkeiten 
zu erfüllen. Daher wird das Verfügungsgeschäft oft als Erfüllungsgeschäft bezeichnet.

Ein Verfügungsgeschäft ist unmittelbar darauf gerichtet, ein bestehendes Recht 
zu übertragen, zu belasten, aufzuheben oder seinen Inhalt zu ändern.

Wie funktioniert das? Das kommt ganz darauf an, um was für eine Verpflichtung es sich 
handelt. Bleiben wir dazu beispielhaft wieder beim Kauf. Hier sind nicht nur mehrere, son-
dern zugleich unterschiedliche Verpflichtungen zu erfüllen, das heißt, Verfügungen vorzu-
nehmen:

 ✔ Die Verpflichtung des Verkäufers bezieht sich darauf, Eigentum am Kaufgegenstand zu 
übertragen; dieser Pflicht kommt er nach, wenn er tatsächlich über das Eigentum verfügt.

 ✔ Die Verpflichtung des Käufers bezieht sich darauf, den Kaufpreis zu zahlen und die ge-
kaufte Ware abzunehmen. Um der Zahlungspflicht nachzukommen, muss er eine Verfü-
gung vornehmen, nämlich das Eigentum an den Münzen oder Geldscheinen übertragen – 
jedenfalls, wenn er bar bezahlt.

Sie sehen, schon so ein scheinbar einfacher Vorgang wie der Kauf eines Gegenstandes ist 
juristisch gesehen ziemlich komplex: Denn hinsichtlich des Verfügungsgeschäfts geht es 
im Kern nicht nur um eine, sondern sogar um zwei Verfügungen, die sich jeweils auf die 
Eigentumsübertragung beziehen. Wo würden Sie nun Regelungen vermuten, die sich auf 

Niedostadek715664_c01.indd   46 1/25/2019   8:05:46 AM



KAPITEL 1 Ein BGB für alle Fälle 47

die Übertragung von Eigentum beziehen? Wenn Ihnen das Sachenrecht einfällt, liegen Sie 
 richtig. Fündig werden Sie übrigens ab § 929 BGB. Sehen Sie ruhig einmal nach. Weitere 
Verfügungen, die Sie noch kennenlernen werden, sind beispielsweise die Abtretung einer 
Forderung (§ 398 BGB) oder die Belastung eines Grundstücks mit einem Grundpfandrecht 
(§§ 873, 1113 ff. BGB).

Sie werden zu alledem in den weiteren Kapiteln noch Genaueres erfahren. Hier sollte es ja 
erst einmal »nur« darum gehen, dass Sie zwischen Verpflichtungs- und Verfügungsge-
schäft zu unterscheiden wissen. Raucht der Kopf schon oder vertragen Sie noch etwas mehr? 
Wenn Sie die Aufspaltung in das Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft kennen, ist es bis 
zum nächsten Prinzip, dem sogenannten Trennungsprinzip, nur noch ein Katzensprung.

Das Trennungsprinzip
Das Trennungsprinzip knüpft direkt an die Unterscheidung zwischen Verpflichtungs- und 
Verfügungsgeschäft an. Es besagt ganz einfach, dass beide Geschäfte losgelöst voneinander 
zu sehen sind: Das Verpflichtungsgeschäft als Grundlage (daher auch Grund- oder Kausal-
geschäft genannt) ist vom Verfügungsgeschäft zu trennen.

Machen Sie es sich wieder ganz einfach am Beispiel des Kaufs klar: Während der Begriff 
»Kauf« im allgemeinen Sprachgebrauch normalerweise den gesamten Vorgang bezeich-
net, bei welchem ein Käufer von einem Verkäufer gegen Zahlung des Kaufpreises eine Kauf-
sache erwirbt, wissen Sie nun, dass die Sache juristisch gesehen viel komplizierter ist. Das 
gesamte Prozedere ist aufgespalten in einen Verpflichtungsvertrag einerseits (das ist der ei-
gentliche Kaufvertrag) und andererseits dem Verfügungsvertrag – oder nein: Man müsste 
ja genauer sagen, den Verfügungsverträgen (einmal über die gekaufte Sache und zum an-
deren über das Geld).

Wie ist das eigentlich …

… führt jedes Verpflichtungsgeschäft zu einem Verfügungsgeschäft? Die Antwort: Nein. Nicht 
immer ist ein weiteres Rechtsgeschäft in Form eines Verfügungsgeschäfts erforderlich. Manch-
mal reicht es schon, eine tatsächliche Handlung vorzunehmen. Dann erfüllt der Verpflichtete 
seine Verbindlichkeit bereits ganz einfach dadurch, dass er entsprechend handelt.

Bei einem Mietvertrag ist der Vermieter nach § 535 BGB verpflichtet, dem Mieter 
den Gebrauch der Mietsache zu gewähren – sprich, ihm die Sache ganz einfach 
tatsächlich zu überlassen. Ähnlich ist es bei einem Arbeitsvertrag (dabei handelt 
es sich um eine Form des Dienstvertrags gem. § 611 BGB; der Arbeitsvertrag ist 
seit 2017 eigens in einem neuen § 611a BGB geregelt). Hier erbringt der dienstver-
pflichtete Arbeitnehmer seine Leistung ganz einfach durch seine Arbeit.
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Diese Trennung von Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte gilt ebenso bei den 
Bargeschäften des täglichen Lebens, bei welchen der Abschluss des Kaufvertrags, 
die Verfügung über die Ware und die Verfügung über das Geld sofort erfolgen.

Die Trennung zwischen Verpflichtungsgeschäften einerseits und Verfügungsgeschäften an-
dererseits ist für das Privatrecht hierzulande charakteristisch. Bedeutsam ist es aber eigent-
lich erst im Zusammenhang mit dem nächsten und damit unmittelbar zusammenhängen-
den weiteren Prinzip: dem Abstraktionsprinzip.

Das Abstraktionsprinzip
Das nächste Prinzip zählt ebenfalls zu den Grundlagen des Privatrechts. Gerade BGB-Ein-
steigern und juristischen Laien bereitet aber eben dieser Grundsatz immer wieder Schwie-
rigkeiten. Dabei ist dieses Prinzip eigentlich nicht allzu schwer zu verstehen. Was hat es also 
damit auf sich? Das Verpflichtungsgeschäft besteht nicht nur getrennt vom Verfügungsge-
schäft, sondern beide Geschäfte sind zudem in ihrer Wirksamkeit voneinander losgelöst zu 
sehen – sie bestehen unabhängig voneinander: Sollte das Verpflichtungsgeschäft aus ir-
gendwelchen Gründen unwirksam sein, führt das nicht zwangsläufig zur Unwirksamkeit 
des Verfügungsgeschäfts. Bezüglich ihrer Wirksamkeit sind beide Geschäfte vielmehr unab-
hängig voneinander zu beurteilen. Man liest in diesem Zusammenhang gelegentlich, dass 
das Verpflichtungs- und das Verfügungsgeschäft ein juristisches Eigenleben führen. Das ist 
eine ganz treffende Beschreibung.

Es kann durchaus vorkommen, dass in einem Fall das Verpflichtungsgeschäft und 
das Verfügungsgeschäft denselben Mangel aufweisen. Man spricht dann von der 
sogenannten Fehleridentität. Das Abstraktionsprinzip wird dadurch aber nicht 
etwa durchbrochen. Im Gegenteil bleibt es vielmehr auch in diesem Fall bestehen.

Das Trennungs- und das Abstraktionsprinzip sind nicht nur akademischer Na-
tur. Die Prinzipien wirken sich unmittelbar auf das Lösen von Fällen aus: So 
wäre es absolut verfehlt zu argumentieren, dass jemand durch den Abschluss ei-
nes Kaufvertrages Eigentum an einer Sache erworben hat. Oder umgekehrt einen 
Kaufvertrag anzunehmen, weil jemand einem anderen Eigentum an einer Sache 
verschafft hat. Das wäre wie Äpfel mit Birnen zu vergleichen. Der Kaufvertrag ist 
das Verpflichtungsgeschäft, für den Eigentumserwerb bedarf es einer gesonder-
ten Verfügung. Also: Ein Nichtbeachten des Grundsatzes führt zu fehlerhaften 
Falllösungen mit fatalen Folgen!

Das Spezialitätsprinzip
Ein letztes Prinzip haben Sie im Grunde schon kennengelernt. Hier daher nur noch einmal 
das Nötigste: Das Spezialitätsprinzip durchzieht das BGB und besagt: Das Spezielle gilt vor 
dem Allgemeinen! Das gilt zugleich für die Rechtsanwendung. Es ist möglichst immer die 
speziellste Norm für die Lösung eines rechtlichen Problems aufzufinden und anzuwenden; 
die speziellere Norm verdrängt insoweit die allgemeinere Norm. Das kommt Ihnen ange-
sichts der Fülle an Normen wie eine kaum zu bewältigende Aufgabe vor? Keine Sorge: Schon 
Generationen von Studierenden, Praktikern und interessierten Laien haben es geschafft, 
sich im BGB zurechtzufinden.

Niedostadek715664_c01.indd   48 1/25/2019   8:05:47 AM



KAPITEL 1 Ein BGB für alle Fälle 49

Im BGB steht zwar das Allgemeine vor dem Speziellen. In der Rechtsanwendung 
ist es aber genau umgekehrt: Hier sind die speziellen Regelungen vor den allge-
meinen zu beachten. Lassen Sie sich nicht verwirren!

Der Kauf, praktisch einfach – juristisch kompliziert

Der Unterschied zwischen Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft sowie das Trennungs- und 
Abstraktionsprinzip lässt sich am Beispiel eines einfachen Vorgangs illustrieren: der Kauf ei-
ner Sache.

Der 14-jährige Felix kauft gegen den Willen seiner Eltern im Elektroladen von Ed-
gar eine Spielekonsole für 400 EUR. Felix bezahlt gleich und erhält dafür im Ge-
genzug von Edgar die Konsole.

Betrachten Sie erst einmal das Verpflichtungsgeschäft. Was gilt in dieser Hinsicht? Zunächst hat 
der Fall insofern eine Besonderheit, da ein 14-jähriger die Konsole gekauft hat. Wie Sie noch se-
hen werden, sind Verträge von Minderjährigen (also Personen, die noch keine 18 Jahre alt sind) 
regelmäßig unwirksam, wenn die Zustimmung der Eltern fehlt und es sich nicht um ein soge-
nanntes lediglich rechtlich vorteilhaftes Geschäft handelt. Das ergibt sich aus § 107 BGB. Die-
se Regelung hat Konsequenzen für den Kaufvertrag, der damit hinfällig ist (denn weder haben 
die Eltern zugestimmt noch ist der Kaufvertrag für Felix lediglich rechtlich vorteilhaft – im Ge-
genteil hat er einen rechtlichen Nachteil, da Felix aufgrund der sy nallagmatischen Verbindung 
seinerseits verpflichtet ist, den Kaufpreis zu zahlen!).

Gilt das auch für das Verfügungsgeschäft – oder genauer: die Verfügungsgeschäfte (also die Er-
füllung des Kaufvertrags durch die Übergabe der Konsole an Felix und die Eigentumsverschaf-
fung daran einerseits und das Begleichen des Kaufpreises durch die Übergabe des Geldes an 
Edgar)? Hier ist zu unterscheiden: Isoliert betrachtet ist die Verfügung über die Konsole für Fe-
lix durchaus vorteilhaft (er bekommt ja etwas, nämlich Eigentum). Die Tatsache, dass der Kauf-
vertrag unwirksam ist, lässt die Wirksamkeit der Eigentumsverschaffung unberührt (Abstrakti-
onsprinzip!). Die Konsequenz: Felix erwirbt Eigentum an der Konsole, obwohl der Kaufvertrag 
mit Edgar selbst unwirksam ist (auch wenn die Eltern nicht zugestimmt haben). Anders verhält 
es sich dagegen bei der Übereignung des Geldes. Hier gibt Felix etwas aus der Hand. Das ist für 
ihn rechtlich nicht vorteilhaft. Und da es wiederum an der Zustimmung der Eltern fehlt, ist die 
Übereignung des Geldes an Edgar unwirksam.

Sie finden das Ergebnis ungerecht? Felix hat wirksam etwas bekommen (Eigentum an der Kon-
sole) und die Zahlung war letztlich unwirksam? Gemach, das BGB kennt dafür eine Lösung. In 
den Fällen, in denen nämlich Leistungen ausgetauscht wurden, obwohl das zugrunde liegende 
Verpflichtungsgeschäft unwirksam war, können die Leistungen wieder »zurückgeholt« werden. 
Das geschieht über die bereicherungsrechtliche Vorschrift des § 812 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. BGB. 
Aber dazu später mehr in Kapitel 8.
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Streitzeit: Recht haben – Recht bekommen
Sie hatten bereits gesehen, dass das im BGB geregelte Privatrecht in gewisser Weise ein 
Freiheitsrecht ist, indem es grundsätzlich jedem ermöglicht, seine Rechtsbeziehungen in-
nerhalb eines bestimmten Rahmens eigenständig zu gestalten. Das BGB enthält dazu eine 
Fülle an Regelungen, die das Miteinander vereinfachen sollen. Dennoch klappt das nicht 
immer. Häufig kommt es zu Streitigkeiten. Und selbst Juristen sind sich übrigens nicht im-
mer einig, wie ein Fall zu behandeln ist. Was also, wenn es hart auf hart kommt?

Dann stellt sich die Frage, wie man seine Rechte (oder merken Sie sich an dieser Stelle 
 bereits den treffenderen Begriff Ansprüche) durchsetzen kann. Solche Ansprüche können 
beispielsweise auf Vertragserfüllung, Schadensersatz, Herausgabe von Sachen oder ähnli-
che Leistungen gerichtet sein. Ob ein Anspruch überhaupt besteht, das ist eine Frage, die 
sich nach dem sogenannten materiellen Recht bestimmt, das sich für das Privatrecht aus 
dem BGB ergibt. Auf einem anderen Blatt steht dagegen die Frage: Wie kann ein solcher An-
spruch gegebenenfalls durchgesetzt werden? Das ergibt sich jedoch nicht aus dem BGB. Ein-
schlägig ist insoweit vielmehr das prozessuale Recht nach der Zivilprozessordnung (ZPO).

Sofern sich Simon weigert, den Kaufpreis zu zahlen, kann der Buchhändler Bert 
ihn vor dem zuständigen Gericht verklagen. Gewinnt er den Prozess und zahlt 
Simon immer noch nicht, kann Bert die sogenannte Zwangsvollstreckung be-
treiben und beispielsweise einen Gerichtsvollzieher beauftragen, Zwangsmaß-
nahmen (etwa Pfändungen) vorzunehmen.

Das materielle Recht nach dem BGB und das prozessuale Recht nach der ZPO 
 stehen nicht isoliert nebeneinander. Sie sind vielmehr auf vielfältige Weise mit-
einander verbunden. Da ein paar zivilprozessuale Grundlagen dazu beitragen, das 
BGB besser zu verstehen, folgen hier im Überblick noch einige Hinweise dazu.

Zunächst einmal: Das Rechtssystem hierzulande kennt keine Selbstjustiz (sieht man einmal 
von ganz wenigen Ausnahmen ab, wie etwa die Selbsthilfe nach §§ 859, 860 BGB, die Sie 
genauer im 10. Kapitel kennenlernen werden). Wir leben schließlich in einem Rechtsstaat. 
Wer also seine (vermeintlichen) Rechte durchsetzen will, muss sich gegebenenfalls an die 

Fährtenleser

Die Gesetzestechnik, allgemeine Normen vorzuziehen und speziellere Normen hintanzustellen, 
ist für das BGB typisch. Sie ist vor allem ökonomisch, da sich Wiederholungen so leicht vermei-
den lassen. Doch es gibt Nachteile: Zum einen bringt es ein solcher Aufbau mit sich, dass Ge-
setzesvorschriften abstrakt formuliert sind; der Inhalt ist daher für Laien auf den ersten Blick 
manchmal schwer zu erfassen. Zum anderen wird damit die Rechtsanwendung kompliziert, da 
man sich gegebenenfalls »bücherübergreifend« durch die verschiedenen Bücher des BGB »hin-
durchhangeln« muss. Rechtsanwendung ist also ein bisschen wie Fährten lesen.
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zuständigen Gerichte wenden und dort einen Prozess führen. Die Rechtsprechung liegt in-
soweit bei den Richtern, die unabhängig und nur an Gesetz und Recht gebunden sind. Nie-
mand kann ihnen vorschreiben, wie sie zu entscheiden haben.

Der Gerichtsaufbau
Sofern es um privatrechtliche Ansprüche nach dem BGB geht, sind die sogenannten ordent-
lichen Gerichte in Zivilsachen zuständig. Es gibt unterschiedliche Gerichte (bzw. Instanzen). 
Der Aufbau sieht dabei wie folgt aus:

 ✔ Amtsgericht (kurz: AG),

 ✔ Landgericht (kurz: LG),

 ✔ Oberlandesgericht (kurz: OLG),

 ✔ Bundesgerichtshof (kurz: BGH).

Welches Gericht ist nun wofür zuständig? Zunächst einmal gibt es zwei mögliche Eingangs-
instanzen: entweder das Amtsgericht oder das Landgericht. Dort beginnt der Prozess. Die 
Amtsgerichte entscheiden dabei über Klagen mit einem Streitwert von bis zu 5.000 EUR 
(sowie unabhängig davon bei Wohnraummietsachen, Reisestreitigkeiten, Familiensachen). 
Liegt der Streitwert höher, ist die Klage vor dem Landgericht zu erheben. Das bestimmen die 
§§ 23, 23a, 71 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG). Übrigens: Beim Landgericht besteht 
der sogenannte Anwaltszwang, das heißt, hier müssen sich Kläger und Beklagte durch An-
wälte vertreten lassen (beim Amtsgericht ist das nicht zwingend erforderlich).

Der Zivilprozess
Wie ein Verfahren vor einem ordentlichen Gericht durchgeführt wird, regelt das sogenannte 
Zivilprozessrecht. Grundlage dafür sind die Zivilprozessordnung (ZPO) sowie das Gerichts-
verfassungsgesetz (GVG). Das Zivilprozessrecht regelt also kurz gesagt das Verfahren, auf 
welche Weise sich privatrechtliche Ansprüche durchsetzen lassen. Die an einem Zivilprozess 
beteiligten Parteien nennt man Kläger und Beklagter.

Egal vor welchem Gericht man sich »wiedersieht«, im Grunde genommen funktioniert ein 
zivilrechtliches Verfahren wie folgt: Der Kläger reicht zunächst bei dem zuständigen Gericht 
eine Klageschrift ein. »Zuständig« ist regelmäßig das Gericht, an dem der Beklagte seinen 
Wohnsitz hat – bzw. bei einer Gesellschaft (etwa einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung oder einer Aktiengesellschaft) deren Sitz. Die Klage wird dann dem oder der Beklagten 
zugestellt. Mit der Zustellung wird die Klage rechtshängig (Die Rechtshängigkeit sollten Sie 
sich merken, da sie im BGB verschiedentlich ebenfalls eine Rolle spielt!).

Sie hatten schon die Privatautonomie als ein grundlegendes Prinzip des BGB kennenge-
lernt. Das wirkt bis in das Prozessrecht hinein. So kann ein Gericht nicht »von Amts we-
gen« ermitteln, was sich zugetragen hat (das heißt, um welchen Sachverhalt es konkret 
geht). Es obliegt vielmehr den beteiligten Parteien vorzutragen, auf welchen Sachverhalt sie 
sich stützen. Der Kläger wird regelmäßig vortragen, warum ein Anspruch aus seiner Sicht 
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besteht, der Beklagte regelmäßig dagegenhalten, warum ein Anspruch nicht besteht. Das 
Gericht entscheidet letztlich auf Basis dieses Vorbringens der Parteien.

Es kommt immer wieder vor, dass Details zwischen den Parteien streitig sind (ansonsten 
träfe man sich ja kaum vor Gericht). Sind solche Details aus Sicht des Gerichts entschei-
dungserheblich, kommt es darauf an, inwieweit etwas bewiesen werden kann. Ein solcher 
Beweis kann beispielsweise durch Zeugen, mittels Urkunden oder durch Sachverständige 
erbracht werden.

In der Praxis spielt dabei immer wieder eine große Rolle, wer überhaupt was zu 
beweisen hat. Das ist oftmals eine knifflige Frage, die schon so manchen Pro-
zess entschieden hat. Gefordert ist die »beweisbelastete« Partei. Dabei gilt der 
Grundsatz, dass jede Partei die für sie günstigen Umstände zu beweisen hat. Das 
bedeutet konkret: Der Kläger hat normalerweise die Tatsachen zu beweisen, die 
seinen Anspruch begründen; umgekehrt hat der Beklagte die Tatsachen zu be-
weisen, die dem Anspruch entgegenstehen und ihn wieder vernichten.

Auf Basis des Vorbringens der Parteien sowie gegebenenfalls unter Berücksichtigung der 
Beweislage, trifft das Gericht seine Entscheidung. Es stellt also durch Urteil fest, ob und in-
wieweit der vom Kläger gegen den Beklagten geltend gemachte Anspruch besteht oder nicht 
besteht. Dabei kann das Urteil vollständig zugunsten des Klägers ausfallen. Nicht selten 
kommt es aber vor, dass eine Klage ganz oder teilweise abgewiesen wird.

Unterliegt eine Partei ganz oder teilweise, besteht regelmäßig die Möglichkeit, den Rechts-
streit noch einmal vor einer höheren Instanz zu bringen oder zumindest die rechtliche Be-
wertung des Gerichts noch einmal überprüfen zu lassen. Einige Rechtsbehelfe sind

 ✔ die Berufung: Hier prüft das nächsthöhere Berufungsgericht den gesamten Stoff des 
 vorangegangenen Prozesses erneut.

 ✔ die Revision: Hier prüft das Revisionsgericht nicht mehr die Tatsachen (insofern wird 
von in den Vorinstanzen bereits festgestellten Tatsachen ausgegangen), sondern nur 
noch Rechtsfragen.

 ✔ die Beschwerde: Hier geht es regelmäßig nur darum, einzelne Fragen zu klären.

Die Zwangsvollstreckung
Für den Kläger wird es in der Regel nicht ausreichend sein, ein Gerichtsurteil in den Händen 
zu halten, das ihm bestätigt, einen Anspruch in einer bestimmten Höhe zu haben. Er möchte 
diesen Anspruch obendrein vollstrecken, wenn die gegnerische Partei nicht freiwillig leistet. 
Das kann er im Wege der Zwangsvollstreckung durch einen Gerichtsvollzieher durchführen 
(lassen). Das Urteil bietet dafür die sogenannte Grundlage (man spricht hier von einem voll-
streckungsfähigen Titel). Vollstreckt werden können rechtskräftig festgestellte Ansprüche 
30 Jahre. Und das ist eine lange Zeit …
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Das Mahnverfahren

In vielen Auseinandersetzungen geht es um Geldforderungen. Hier ist es nicht immer gleich 
erforderlich, ein gerichtliches Klageverfahren durchzuführen. Eine (einfache und preiswerte) 
Alternative bietet ein gerichtliches Mahnverfahren (§§ 688 ff. ZPO). Der Anspruchsteller bean-
tragt beim Amtsgericht seines Wohnsitzes einen Mahnbescheid. Dieser wird ohne aufwendige 
inhaltliche Prüfung erlassen und dem Antragsgegner zugestellt. Letzterer hat seinerseits die 
Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen Widerspruch einzulegen. Tut er das nicht, kann auf 
Grundlage des Mahnbescheids der Erlass eines Vollstreckungsbescheids beantragt werden, 
aus dem dann wie aus einem Urteil vollstreckt werden kann. Dem Antragsgegner bleibt dann 
nur noch die letzte Möglichkeit, Einspruch zu erheben, wodurch das Mahnverfahren in ein Kla-
geverfahren überführt wird.
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